
Der Politiſche Wegweiſer? erſcheint
entlich einmal an fedem Sonnabend

Bezugspreis: 75 Goldpfennig monatlich
zuzüglich 6 Goldpfennig PofſtzuſtellungeSbahe Beſtellungen nehmen alle zu
ſtändigen Poſtämter, Briefträger und der
e Halle (Saale), Gr. Brauhausſtr. 80.

Mitteldeutſches Wochenblatt für Freiheit u. Vaterland ſ.

Streiks, höhere Gewalt und Betriebsſtöbrung entbinden den Verlag von der Haftung für Verzögerung und Entſchädigung
Berlag: Verein der Deutſchen Demokratiſchen Partei, Halle (Saale), Gr. Brauhausſtraße 30

S h S e 30. J Nr. 1277

Anzeigenpreis Für die zehngeſp alten
Millimeter Zeile 10 Goldpfennig. Anzeigen
im Reklameteil 1 Mark. Anze den An

nahme durch den Berlag des litiſchen
Wegweiſer“, Halle (Saole), Gr. Braha ne

a

er einer
linie das
keichetagsf

kleinere W

den 10.

tei feſtlich
er im S

die Feſt
terne Frage
ſihende ge

artei,)
f iſt man

riſhe Parf

muß,
n will.
hwierigkeit

ſind. Wer

entſan

r die Freu

noch etwa

rleiten. A

Fahrt füh
vechung a

e unter r

h das ze
altung feig

nahmen

rehlit
n Freund
Gewinn

die Schlimmſtes befürchten läßt.

zgängerin neuer Erſchütterungen ſein wird.
kragen die Parteien, die viel zu ſtark auf kleinliche Fragen
eingeſtellt ſind, ſtatt die großen Eeſichtspunkte feſt im

Die erſte und dringendſte Aufgabe des Reichstages
bei ſeinem Wiederzuſammentritt war es, ſo raſch als möglich
die Grundlage des Kabinetts auszubauen und damit die
Regierung zu ſtabiliſieren, damit die außerordentlich

vielen und zwingenden Arbeiten dieſes Winters erledigt
werden können. Statt deſſen ſehen wir im Gegenteil ein

Auseinandergleiten der Parteien und eine Zerfahvenheit,
Wir ſtehen ſchon wieder

mitten in einer Kriſe, die vielleicht lösbar iſt, vhne daß es
Zu Weiterungen kommt, die aber vorausſichtlich nur Vor

Schuld daran

Auge zu behalten und ſchon mit Rückſicht auf das Ausland
eine Einheitsfront wenigſtens innerhalb der Großen Koa
lition zu ſchaffen. Davon iſt in dieſem Augenblick noch nicht

a mindeſte ſichtbar. Obwohl ſeit der Neubildung der
Reichsregierung mehr als vier Monate vergangen ſind, hat

man dieſe Zeit der Vorbereitung ungenützt verſtreichen laſ
en. Man iſt keinen Schritt vorwärts gekommen, ſondern hat
ſich ſogar bemüht, neue und überflüſſige Gegenſätze her
vorzuhehren. Selbſt die Entſcheidung auf der Rechten, die

durch die Wahl Hugenbergs zum Vorſitzenden der Deutſch
nativnalen Partei erfolgt iſt, ſcheint vhne Eindruck geblieben
zu ſein. Und dabei ſollte man doch eigentlich im Wallotbau
wiſſen, wie gefährdet der Parlamentarismus an ſich iſt.
Weniger durch Putſche, als durch die politiſche Ermüdung

der breiten Maſſen. Zehn Millionen Wahlberechtigte ſtehen
ſchon heute beiſeite. Wenn es ſo weiter geht wie bis

her, wird ſich dieſe Zahl allmählich verdoppeln. Und es ſind
wahrſcheinlich unſere beſten Kräfte, die feiertn. Dann darf

an ſich auch nicht wundern, wenn der Nachwuchs fehlt und

Es war vorauszuſehen, daß der ſozialdemokratiſcheAntrag auf Einſtellung des Panzerkreuzerbaues erhebliche
Schwierigkeiten hervorrufen würde. Sie ſind bereits in

ſtärkſtem Maße vorhanden und drohen, den Beſtand der
Regierung zu erſchüttern. Man kann über die Zwelk
mäßigkeit dieſes geringſügigen und ziemlich koſtſpieligen
Zuwachſes für die Reichsmarine denken wie man will, eine
Staatskriſe iſt ſie beſtinmt nicht wert. Gerade wir ſollten

uns daran erinnern, daß ſo linksſtehende Männer wie
Barth und Rickert in klarer Erkenntnis, daß man Bismarck

micht bei der Zertrümmerung der Demokratie helfen dürſe,
auch für die Militärvorlagen ſtimmten, obwohl ſie dafür

leinerlei Begeiſterung verſpürten. Jm Stagatsleben muß
man häuſig eine beſſere Einſicht unterdrücken, um nicht die
großen Ziele vollkommen außer Acht zu laſſen. Dieſes Ziel
iſt aber jetzt die Bildung einer wetterfeſten Regierung, die
auch in der Lage iſt, die deutſchen Jnte eſſen bei den Nepa

ationsver handlungen mit dem nötigen Nachdruck n
zunehmen und die Lohnkämpfe im Weſten zu beenden. Alles
andere iſt daneben von minderer Bedeutung. Herr GErbner

hat die Frage des Panzerkreuzerbaues zu einer Stellung
der Vertrauensfrage benutzt. Seine Forderungen gehen ſehr
weit, denn er verlangt von ſeinen Wwzialdemokratiſchen
Miniſterkollegen, daß ſie bei der Abſtimmung über den
Antrag ihrer eigenen Partei Enthaltung üben. Der
Reichspräſident ſteht hinter ihm und hat ſich mit ihm
ſolidariſch erklärt. Unter dieſen Umſtänden wird auch der
Leidenſchaftlichſte Gegner des Panzers, und an guten Grün-
den fehlt es ihm gewiß nicht, zugeben müſſen, daß es
beſſer iſt, achtzig Millionen zu bewilligen, von denen über
dies der größte Teil auf Arbeitslöhne geht, als einen Rück
tritt Hindenburgs herbeizuſühren, der, darüber muß man
ſich klar ſein, falls er wieder kandidieren würde, eine un
Heheure Mehrheit erhielte. Die Auflöſung des Reichstages
wäre verfaſſungsgemäß die Folge. Selbſt wenn man den
Ausgang der Wahlen günſtiger beurteilt, als wir es tun
können, wird man zunächſt feſtſtellen müſſen, daß eine
Regierung in Liquidation die dringendſten Aufgaben des
Winters unerſüllt laſſen muß. Der Schaden, der dadurch an
gerichtet wird, iſt ſo beträchtlich, daß eine ernſthafte Er
rterung gar nicht in Betracht kommt. Vermutlich wird man
auch Auswege finden, um die Kriſe, die von hieraus herauf
Zieht, zu überwinden.

Deutſchnationales Spiel
In politiſchen Kreiſen erhalten ſich die Gerüchte, daß

die Rechte die Gelegenheit benutzten will, um die Große
Koalition zu ſprengen. Allerdings verlautet mit einiger Be
ſtimmtheit, daß dieſer Gedanke bei der Hugenberg Gruppe
nicht erwogen wird, da man dort ofſenbar Zeit gewinnen
möchte, um erſt einmal in den eigenen Reihen Ordnung zu

e der Beſetzung der Poſten, für die allerdings Andrang
genug vorhanden iſt, wirkliche Eignungen ſchwer zu ent

eten ſind.
atten, le Panzerkrenzer A

ſchaffen und die Macht ſicher in die Hand zu bekommen.
Wohl aber wird behauptet, daß gerade der linke Flügel
um Treviranus und Lindeiner-Wildau ſolchen Abſichten
nicht fernſteht, offenbar von der Hoffnung geleitet, durch
einen Wahlkampf neue Kräfte zu gewinnen und damit die
innere Spaltung der Partei zu überbrücken. Selbſt wenn die
Auflöſung ausbliebe, hätte man den Vorteil, wieder in
Tuchfühlung mit einem Teil des Zentrums und der deut
ſchen Volkspartei zu geraten, die durch das neue Programm
verloren gegangen iſt. Sollten ſich die Anhänger dieſer
Wünſche bei der Abſtimmung über den Panzerkreuzer durch
Enthaltung zu ſcheinbaren Helfershelſern der Sozialdemo
kraten machen, ſo würde das wahrſcheinlich gerade Her
mann Müller die größten Verlegenheiten bereiten. Man
nimmt nämlich an, daß die Sozialdemokratie an dieſem Tage
ſehr ſchwach vertreten ſein wird. Es wird zu einem reinen
Rechenexempel, wie wir es ja ſchon wiederholt erlebt haben.
Man kommandiert auf allen Seiten ſoviel Leute ab, daß
man die Annahme des ſozialdemokratiſchen Antrages ver
hindert. Je mehr Deutſchnationale aber fehlen, umſo ſchwie
riger wird es, dieſen Erfolg zu erreichen. Das Zentrum hat
infolgedeſſen auch ſchon ſeine Mitglieder, ſoweit ſie Gegner
des Panzerkreuzers ſind, erſucht, nicht zu erſcheinen. Es iſt
ein Spiel mit dem Parlamentartsmus, das als äußerſt be
denklich bezeichnet werden muß, und ſein Anſehen nicht ge
rade fördert.

Der Zentrumsvorſtoß
Am letzten Sonntag erregte ein Artikel der „Gerb

maniga“ peinliches Aufſehen. Obwohl Dr. Streſemagnn wie
jeder verſichern kann, der ihn in dieſen betzten Tagen

geſprochen hat, ſich zurzeit wenigſtens eines ausgeeichneten
Geſundheitszuſtandes erſfreut, behauptete das Zentrumsblatt

das Gegenteil und verlangte, daß mit Rückſicht auf eine
mögliche neue Erkrankung rechtzeitig ein Stellvertreter er
nannt werden ſoll. Wer damit gemeint iſt, kann man als
öffentliches Geheimnis bezeichnen. Jnnerhalb des Zentrums
ſtreiten ſich zwei Männer um dieſe Ehre. Der eine iſt Herr
Dr. Wirth, der andere der Geiſtliche HKaas aus Trier,
Waren ſchon dieſe Ausführungen reichlich alarmierend, ſo
wurde der Eindruck noch verſtärkt, als auf dein Parteitage
des weſtfäliſchen Zentrums in Hamm Dr. Schreiber eine
Rede hielt, die nicht nur in die gleiche Richtung wies,
ſondern auch mit ſchärſſten Angriffen geſpickt war. Das
Auswärtige Amt mißfällt ihm gründlich, weil dort nicht
die Weltanſchauung lies Zentrum genügend berück
ſichtigt würde. Namentlich gelte das für die Verhand
lungen mit dem Oſten Richlig iſt das Gegenteil. Zentrums
angehörige werden geradezu mit der Latertre geſücht, nur
um ihnen diplomaliſche Poſten zuzuſchanzen, auch wenn
ſie nicht die geringſten Fähigkeiten mitbringen. Bei den
Verhandlungen mit dem Oſten aber handelt es ſich wirklich
nicht um Katholizismus, ſondern um ganz nüchterne Dinge
Herr Dr. Hermes, der doch ſelbſt ausgeſprochener Zentrums
mann iſt, konnte mit den Polen nicht zum Abſchluß gelan
gen. Das hatte mit römiſchen Angelegenheiten nichts zu
kün. Es ging um Schweine, Kohlen und Viehſeuchenſchüutz.
Was Herr Dr. Schreiber ſagte, war alles falſch. Nur kommt
es ihm auch gar nicht darauf an, für ihn iſt ausſchlaggebend
der Ausbau der Zentrumsmacht in den Aeintern, den er
nicht immer zum Nitzen des Reiches ſehr erheblich geför
dert hat. Gegen dieſe Art Perſonalpolitik muß ſchärfſte
Verwahrung eingelegt werden. Wir wollen nicht, daß die
Scheuerfrauen im Auswärtigen Amt nach der Religion ge
fragt werden, wobei nur bemerkt ſei, daß man ſich nicht
etwa ſeitens des Zentrums der Katholiken annimmt, ſondern
nur der Zentrumsangehörigen. Bei den letzten Wahlen aber
haben mindeſtens 50 Prozent der Katholiken gegen das
Zentrum ihre Stimmen abgegeben.

Der Kampf an der Ruhr
Während das Zentrum ſich redlich bemüht, Dr. Streſe

mann zu ſtürzen, und die jetzige Außenpolitik als erfolg
los zu bezeichnen, obwohl es ſie in allen Stadien unter
voller Verantwortung mitgemacht hat, ſetzt hinter den Ku
liſſen ein Ringen zwiſchen Zentrum und Sozialdemokratie
ein. Es iſt ja bekannt, daß bei den Lohnſtreftigkeiten
in der Nordweſtgruppe der Eiſeninduſtrie die chriſtlichen
Gewerkſchaften die Führung hatten, und die Sozialdemo
kratiſchen nur ſehr zögernd folgten. Der Schiedsſpruch des
Duisburger Arbeitsgerichts hat den Arbeitgebern Recht ge
geben und das Eingreifen des Reichsarbeitsminiſters ver
urteilt Man kann zweifelhaft ſein, ob das Reichsarbeits
gericht als höchſte Jnſtanz anders entſcheiden wird. Nach
ſozialdemokratiſcher Auffaſſung iſt die Geſetzgebung auf die
ſein Gebiet in den letzten Jahren mangelhafſt geweſen
und man ſchiebt die Schuld dafür dem bisherigen Reichs
garbeitsminiſter Dr. Brauns vom Zentrum zu. Ob eine

Niederlage der Arbeiter ſich gegen die chriſtlichen Gewerk
ſchaften auswirken würde, bleibt abzuwarten. Man begreift
aber jetzt, warum das Zentrum ſich bemüht hat, durch ſeine
Anträge die Linke zu übertrumpfen. Eine Annäherung
der Parteien iſt jedenfalls nicht erſolgt und man kann mit
ernſter Sorge die weitere Entwicklung beobachten

Das neue Kabinett Poincare
Wider Erwarten iſt es Poincars gelungen, ſeine zweite

Regierung zu bilden. Es iſt ein ſehr lehrreiches Beiſpiel
auch für andere Lätder. Das Kabinett ſaß nicht recht
im Sattel, mancherlei Zündſtoff hatte ſich angehäuft. Na
mentlich gilt das von der Jreigabe der Kirchengüter und der
Wiederzulaſſung von Ordensſtedlungen. Poincaré hat jedoch
mit einiger Geſchicklichkett die Gefahren abzubiegen gewußt.
Eine akute Gefahr lag nicht vor, als der raditkalſozialiſtiſche
Parteitag in Angers zuſammentrat. Herriot bemühte ſich
vergeblich, die Entſchließungen abzumildern. Der linke Flü
gel gewann die Oberhand unter Führung von Daladier und
Montigny, der von Caillaux vorgeſchickt worden iſt. Die
Miniſter dieſer Partei mußten infolgedeſſen ihre Ent
laſſung geben. Poincaré konnte vhne größere Schwierig
keiten daſür Erſatz finden. Er verſchmähte aber dieſen
Ausweg und veichte die Geſamtdemiſſion des Kabinetts
ein, um vor dem Lande den Radikalſoztaliſten die volle
Verantwortung aufzubürden. Das hatte auch noch einen
zweiten Vorteil. Er benutzte die gute Gelegenheit, um einen
der ſchlimmſten Schreier, Herrn Marin, auszuſchifſen. Aller
dings nicht in der Abſicht etwa, die Rechte auszuſchalten,
denn er nahm mit Maginot, Bonnefus und Ponzet Ver
kreler des Bloes national an Bord, während er die Radi
Jalſosialiſten völlig beiſeite ließ. Es iſt gewiſſermaßen ein
Rechtsruck, wennſchon in beſcherdenen Grenzen Eaitlaug
hat damit eine empfindliche Niederlage erlitten. Sein per
ſönlicher Haß gegen Poinearé iſt menſchlich durchaus be
greifkich, denn wohl nicht mit Unrecht ſieht er in ihm den
Urheber jener tückiſchen Enthülkungen im Figaro kurz
vor Kriegsausbruch, die zu ſeinem Sturz damals geführt
haben. Seine Frau erſchoß den Chefredakteur des Blaktes.
Zwar erfolgte die Freiſprechung, aber Caillaux mußte aus
dem Amt ſcheiden, in dem er als Gegner eines deutſch
franzöſiſchen Krieges Poincaré auf die Nerven gefallen
war. Auch ſeine ſpätere Verhaftung wegen angeblicher Bezie
hungen zu Deutſchland im Zuſammenhang mit der Affäre
Bolo Paſcha hat er wohl nicht mit Unrecht auf das Konto
des lothringiſchen Advokaten geſchrieben. Nur gelten Liebe
und Haß in der Politik nicht viel. Es kommt alles darauf
an, die Lage richtig zu beurteilen und darin hat er
mancherlei verſäumt.

Lloyd George und Baldwin
Lloyd George, der je länger je mehr den von ihm

mit veranlaßten Friedensvertrag als eine Kataſtrophe emp
findet, hat ſcharfe Angriffe gegen die jetzige engliſche Politik
gerichtet und vor allein bemängelt, daß die Rheinräumung
noch immer nicht vollzogen iſt. Jntereſſant war ein Dialog.
Baldwin antwortete, einige Staaten verknüpften dieſe Frage
mit der Reparation. Lloyd George entgegnete, davon ſtände
im Vertrag von Verſailles nichts. Das iſt Auslegungsſache
meinte der Premierminiſter. Merkwürdig, wie juriſtiſche
Auffaſſungen ſich ändern. Das amtliche England, das auch
damals durch Baldwin vertreten wurde, war vor dem
Marineabkommen ganz anderer Anſicht. Dieſer Stimmungs-
wechſel unter franzöſiſchem Druck iſt kennzeichnend für eine
Politik ohne eigenen Willen und bhne eigene Gedanken.
Darüber werden ja wohl die Wähler auf John Bulls Ju
ſeln in kurzem zu befinden haben.

Sgenngen und d Peenſen

Verſtärkte Verhandlungsbereitſchaft.

Jm Thüringiſchen Landtag iſt die Frage aufgeworfen,
ob es jetzt nicht an der Zeit ſei, die bereits in der Den
ſchrift von 11. Dezember 1919 geſorderten Verhandlungen
mit Preußen über einen Zuſammenſchluß in Mitteldeutſch
land aufzunehmen. Volkspartei und Sozialdemokraten wer
den ſich ſolchen Verhandlungen kaum widerſetzen, und von
demokratiſchen Kreiſen iſt in der letzten Zeit die Behaund-
kung der Anſchlüßfrage an Preußen mehrfach gefordert
worden. Es gelangten einſtimmig eine ganze Anzahl von
Entſchließungen zur Annahme, die einen Zuſammenſchluß
zwiſchen beiden Staaten forderten Die Verhandlungen über
Verwaltungsgemeinſchaften mit Sachſen ſind nicht vom Fle
gekommen, dagegen iſt es aber gelungen, bei einigen Ange
legenheilen Be wallungsgemeinſchaften mit dem Reiche ab
zuſchließen.
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beiden Seiten lückenlos ſein. Bekenntnis der Beamtenſchaſt

in allen ſeinen Lebensfunktionen können nicht geſprochen

amten, das iſt der weſentliche Jnhalt dieſes Treuverhältniſ

Der Beamte
und der Staatsgedanke

Jn dem Werk „Zehn Jahre deutſcher Geſchichte“, das
der Verlag von Otto Stollberg herausgebracht hat, hat der
frühere Reichsinnenminiſter Dr. Külz Deutſchlands inner
politiſche Geſtaltung ſeit dem Jahre 1918 behandelt. Jn
ſeinen Ausblicken für die künftige innere Ausgeſtaltung Un
ſeres Staatsweſens und für ſeine Auswirkung gegenüber
dem Volksganzen weiſt Dr. Külz auf die entſcheidende Be
deutung hin, die hierbei die Einſtellung der Beamtenſchaft
zum Staat haben wird. Nach der Anſicht von Dr. Külz
muß die Beamtenſchaft als Funktionär des ſtaatlichen Wil
lens ein feſtes und ſicheres Inſtrument in der Hand der
deutſchen Republik ſein.

Die deutſche Beamtenſchaft iſt in ihrem Jnnerſten
ſtaatstreu, aber die Staatsgeſinnung der Zukunft ſieht an
ders aus als die der Vergangenheit. Wir ſind ſeit 1918 vom
Obrigkeitsſtaat auf den Weg zum Volksſtaat gekommen. Der
Volksſtaat braucht mindeſtens das gleiche Maß von Autori
tät, aber er braucht eine vollkommen andere Art der
Autorität. Jm Obrigkeitsſtaat ſagt der Staat zum Staats
bürger und zum Beamten: „Du mußt“, im Volksſtaat ſagt
der Staatsbürger und der Beamte: „ich will“.

Dieſes „ich will“ iſt zweifellos das ſittlich Höhere, weil
jeder freiwillig geübte Gehorſam das Höhere iſt, aber es iſt
auch das Schwerere, weil es mehr Selbſtverantwortung
des Einzelnen, mehr inneres Verbundenſein mit dem Staat
erfordert als das „du mußt“. Als in deutſchen Landen zum
erſten Male der anfänglich verheißungsvolle und ſpäter doch
nicht zu voller Auswirkung kommende Verſuch zur Zeit
des Freiherrn vom Stein gemacht wurde, zum Volks
ſtaat zu gelangen, da ſprach Wilhelm von Humboldt von
der Einſtellung des höheren Beamten in prachtvollen Wor
ten, die heute noch für die geſamte Beamtenſchaft Geltung
haben: „nichts iſt ſo wichtig bei dem Beamten, als welchen
Begriff er eigentlich nach allen Richtungen hin von der
Menſchheit hat, worin er ihre Würde und ihr Jdeal
im ganzen ſieht, mit welchem Grad intellektueller Klarheit
er hierüber denkt, mit welcher Wärme er empfindet, welche
Ausdehnung er dem Begriff der allgemeinen Bildung
gibt, welche Achtung er vor den niederen Volksklaſſen hegt,
ob er Erziehung und Religion eine bildende Kraft zutraut,
wie es endlich mit ſeinem Glauben an die Umgeſtaltung
ſeiner Nation ſteht“. Schönere Worte über die Notwendigkeit
des inneren Verbundenſeins des Beamten mit dem Staate

werden. Gerade im Volksſtaate iſt der Beamte beruſen,
dem Staatsgedanken einen auf die Volksgemeinſchaft hin
zielenden Jnhalt zu geben, er kann und er muß ein Muſter
beiſpiel dafür geben, daß die Jdee des Staates und der Ge
meinſchaft über dem eigenen Jch ſteht.

Inneres Verbundenſein mit dem Staat iſt deswegen
das vornehmſtee Gebot, das für die Beamtenſchaft des
Volksſtaates erhoben werden muß. Als ſelbſtverſtändliches
Korrelat dieſer Forderung ergibt ſich ſofort und unmittel
bar: Verbundenſein des Staates mit der Beamtenſchaft. Das
Treuverhältnis zwiſchen Staat und Beamtenſchaft muß auf

zu dieſem Staate und Bekenntnis des Saates zu ſeinen Be

ſes, das iſt das Fundament des Berufsbeamtentums. Das
Berufsbeamtentum iſt im Volksſtaat eine Staatsnotwendigkeit.
amtentum iſt auch im Volksſtaat eine Staatsnotwendigkeit.
Nicht Abbau des Berufsbeamtentums, ſondern Feſtigung
Moderniſierung, Stärkung der Leiſtungsfähigheit, das ſind
die Forderungen der Gegenwart und Zukunft, und zwar
Forderungen, die nicht etwa allein aus beamtenpolitiſchen,
ſondern vor allem aus ſtagtspolitiſchen Gründen zu erheben
ſind.

Beamte im Stahlhelm
Deutſchnationale Veſorgniſſe.

Der Stahlhelm, der urſprünglich eine unpolitiſche Ver
tretung ehemaliger Frontſoldaten ſein wollte, hat ſich im
Laufe der letzten Jahre immer mehr politiſch radikali
ſiert. Die Landesverbandsführer von Brandenburg und von
Pommern haben „HaßBotſchaften“ erlaſſen nicht nur gegen
den Staat, ſondern auch gegen alle, die mit dieſem Staat
irgendwelche Kompromiſſe ſchlöſſen, alſo auch Hindenburg.
Der zweite Bundesführer des Stahlhelm, Oberſtleutnant
g. D. Düſterberg, hat dieſer hemmungsloſen Kampfanſage
ausdrücklich zugeſtimmt. Und der erſte Bundesführer Seldte
hat vor wenigen Tagen, wie man in der Stahlhelm-
zeitung leſen kann, bei einer Kundgebung in Meſeritz ge
ſprochen, bei der der Brandenburgiſche Landesverbands
führer v. Morozowiez. nochmals erklärt, daß der Stahl-
helm Aufbau und Syſtem dieſes Staates ingrimmig haſſe.

Die im Stahlhelm organiſierten Beamten müſſen ſich
ſelbſt ſagen, daß angeſichts dieſer Entwicklung die Mitglied
ſchaft im Stahlhelm nicht mehr mit ihren Pflichten vereinbar
iſt. Die deutſchnationalen Beamten verſuchen dieſer Ent
ſcheidung durch eine Reſolution auszuweichen, in der ſie be
haupten, die Haßbotſchaften ſeien „Entgleiſungen einzelner
Unterführer“. Sie fordern weiter die deutſchnationalen
Fraktionen des Reichstages und Landtages auf, allen Ver
ſuchen, ihnen die Mitgliedſchaft im Stahlhelm zu ver
bieten, „ſchärfſten Widerſtand“ entgegenzuſetzen

Die Stahlhelm Beamten haben das Pech, daß ge
rade jetzt ein neuer ſtaatsfeindlicher Beſchluß bekannt wird,
der diesmal auf den Bundesvorſtand ſelbſt zurückgeht. Er
lautet:

„Der Stahlhelm, Bund der Frontſoldaten, lehnt
die Teilnahme an Veranſtaltungen, bei denen ſchwarz
rotgelb geflaggt wird, grundſätzlich ab. Ausnahmen
können in Einzelfällen durch ganz beſondere Umſtände
gerechtfertigt ſein. Ob ſolche vorliegen, entſcheidet der
betreffende Landesverbandsführer. Der bloße Wunſch,
irgendeiner Feier nicht fernzubleiben, genügt nicht. Jn
vielen Fällen wird es ſich empfehlen, eine Sonder

Reichsjuſtizminiſter Koch Weſer hat vor kurzem die
Reform des ehelichen Güterrechts angekündigt. Damit rückt
bereits jetzt das Problem derart in den Vordergrund, daß
eine Erörterung vor einem breiten öffentlichen Forum ge
vechtſertigt erſcheint.

Wenn die Weimarer Verfaſſung der Frau auf dem
Gebiete des öffentlichen Rechtes die ihr gebührende Gleich
ſtellung mit dem Manne unumſchränkt zuerkannte, ſo bleibt
doch bis heute, was die privaten Rechtsverhältniſſe der
Frau betrifft, eine empfindliche Lücke Deren Ausfüllung
wird aber bereits von der Verfaſſung geſordert, indem ſie
verlangt, daß die Ehe auf der Gleichberechtigung der
beiden Geſchlechter zu beruhen habe. Zur Verwirklichung
dieſes Programmes ſoll die Reform des ehelichen Güter
rechtes weſentlich beitragen.

Das derzeitige Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches, das
die wirtſchaftlichen Beziehungen der Ehegatten unterein
ander regelt, entſpricht nicht mehr unſeren Anſchauungen
Die Jahrhundertwende ebnete der Frau den Weg in die
Fabrik, in das Kontor, die Werkſtatt, auf den Lehrſtuhl
der Hochſchule, wo man in der Nachkriegszeit hinblickt, er
obert ſich die Frau die Geſamterſcheinung des öffentlichen
Lebens

Hatte dem ſchon das Geſetz dadurch Rechnung getragen,
daß jede Bevormundung der Frau wegfällt ſie kann
ſich ſtets ſelbſtändig vertraglich verpflichten ſo engt doch
das geſetzliche Güterrecht ihre wirtſchaftliche Freiheit in
einem Maße ein, wie dies angeſichts ihrer Stellung im
Tageskampfe nicht mehr gerechtfertigt iſt. Anläßlich der
Eheſchließung begibt ſie ſich jeder Verfügung über das von
ihr in die Ehe eingebrachte Gut. Die Güter der beiden
Ehegatten bleiben getrennt. Aber der Mann erhält die Ver
waltung und Nutznießung an dem eingebrachten Frauengut.
Als Schutz der Frau iſt dieſe Regelung nicht ungeſund, aber
ſie paßt in eine Zeit, in der die Frau das Wirtſchafts
leben nur inſoweit kannte, als ſie Hausfrau war. Als ſolche
iſt ihr durch das Recht der ſogenannten Schlüſſelgewalt
eine gewiſſe freiere Stellung eingeräumt. Hiernach iſt ſie
befugt, innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die Ge
ſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu ver
treten. Sie kann Schulden im Namen des Mannes machen

aber ſie muß ihn doch um jeden Pfennig zur Beſtreitung
des Haushaltes, wozu der Mann verpflichtet iſt, bitten.
Ob ſie demnach die Schlüſſelgewalt ausüben kann, iſt doch
eine reine Vertrauensfrage, zumal der Mann jederzeit in
der Lage iſt, ſie ihr ganz oder teilweiſe zu entziehen. Das
ſogenannte Vorbehaltsgut, das hauptſächlich aus den perſön
lichen Bedarfsgegenſtänden der Frau und dem Erlös ihrer
Arbeit beſteht, ſteht zwar zu ihrer freien Verfügung, iſt
aber nur eine Nebenerſcheinung in dem oben gezeichneten
Hauptbilde. Dieſe zeigt, wie ungeeignet das geſetzliche Güter
recht für die Wirtſchaftsgeſtaltung einer in normalen Wirt
ſchaftsverhältniſſen ſtehenden Ehe iſt.

Gibk es denn nicht den Ausweg der vertraglichen
Einführung der Gütertrennung?! Gut und ſchön, bis jetzt
haben wir immer, wenn wir das Wort „Gütertrennung“
hörten, Argwohn gehabt. Mit Recht wehrt ſich heute jeder
Mann, in eine Gütertrennung einzuwilligen, wenn ihn nicht
zwingende wirtſchaftliche Gründe dazu veranlaſſen. Gegen
über der Frau ſieht er ein Mißtrauen in ſeine Redlichleit.
Schlimmer muß aber ſeine Befürchtung ſein, daß die öffent
liche Meinung ſeinem Geſchäftsgebaren mangelndes Ver
trauen entgegenbringt. Sein Kredit kann leiden. Mit dem
Schein des Rechts ſagt dann jeder: Wer ſoll dem trauen
dem die eigene Frau nicht traut?! Es bleibt noch ein
Blick auf das vertragliche Güterrecht im eigentlichen Sinne
zu werfen. Bei der ehelichen Gütergemeinſchaft unterliegt
dem Manne die Verwaltung des Geſamtgutes. Jnsbeſondere
iſt er berechtigt, die zu dieſem gehörigen Sachen in Beſitz zu
nehmen, über das Geſamtgut zu verfügen, ſowie diesbe

e orin des ehelichen Güterrechts

Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Cahn- Stettin

Die Flagge, die Hindenburg führt, wird vom Stahl
helm prinzipiell boykottiert. Die haarſpaltenden Unter
ſcheidungen zwiſchen Staat und Staatsform können niemand
irreführen. Auf der letzten Tagung der Vereinigung preu
ßiſcher Polizeiofſiziere hat der Polizeimajor Andrae, der
einer politiſchen Organiſation angehört, rund heraus er
klärt, daß man als Beamter zwiſchen Staat und Staats
form nicht unterſcheiden könne, vielmehr gelte der Satz: „Der
Staat iſt die Republik!“ Dieſe Republik kann es unmöglich
dulden, daß Beamte in ihren Behörden ſitzen, die den Staat
in ſeiner heutigen Geſtalt ingrimmig haſſen.

Friſtloſe Entlaſſung
Jm Intereſſe der Diſziplin.

In einer Kleinen Anfrage einiger nationalſozialiſtiſcher
Landtagsabgeordneter wurde darüber Beſchwerde geführt,
daß Regierungspräſident Dr. Friedensburg in Kaſſel rechts
radikale Staatsbedienſtete friſtlos entlaſſen habe.

Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, bil
ligt der Miniſter des Jnnern das Vorgehen des Regie
rungspräſidenten, weil die friſtloſe Entlaſſung der beiden
Bedienſteten wegen ſchwerer Verſtöße gegen die Diſziplin
gerechtfertigt war. Der eine, ein Lehrling der ſtaatlichen
Kreiskaſſe in Marburg, hatte im Jntereſſe der National
ſozialiſtiſchen Partei zwei ihm bekannte Lehrlinge des Mar
burger Landratsamtes zu bereden verſucht, ihm heimliche
Abſchriften von amtlichen Verfügungen des Landrats in
politiſchen Angelegenheiten zu verſchaffen. Der andere, ein
Angeſtellter des ſtaatlichen Kataſteramtes in Marburg, hatte
durch Vertrieb von Haus zu Haus eine Flugſchrift ver
breitet, die unter der Ueberſchrift „Antworten Sie, Herr
Landrat Schwebell“ eine Reihe von perſönlichen Beleidi-
gungen des Landrats des Kreiſes Marburg enthielt.

feier zu veranſtalten. Meiſtens wird das beſtimmte
Auftreten des Stahlhelms die anderen maßgebenden
Verbänden, vor allem die Kriegervereine, zum Nach
geben veranlaſſen.“

Ein pöbelnder Prinz
Der Prinz F. W. Lippe hat im „Guhrauer Anzeiger“

an der ſchleſiſchpoſenſchen Grenze einen Artikel veröffent

zügliche Rechtsſtreitigkeiten im eigenen Namen zu führen.
Was will das dem gegenüber bedeuten, daß der Mann zwar
die Zuſtimmung der Frau zur Verſügung über das Eeſamt
gut „im Ganzen“, über Grundſtücke aus dem Geſamtgut,
ſoweit ſie nicht einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den
Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprechen, bedarf Zuge

geben, daß in einigen länd ichen Gegenden Deutſchlands die
Gütergemeinſchaft aus geſchichtlichen Gründen vorherrſcht,
ein Jdeal für ein künſtiges geſetztiches Güterrecht iſt ſie

gatten gewöhnlich eintretende fortgeſetzte Gütergemeinſchaſt.
Pie Errungenſchaftsgemeinſchaſt trägt dem Sinn der Ehe
inſofern Rechnung, als die gemeinſame Arbeit auch in einen
gemeinſamen Topf fließen ſoll. Der im Erwerbsgeſchäft des

auch anteilsmäßig gehören. Aehnlich wie bei der Güterge
meinſchaft wird ihr aber die Mitverwaltung vorenthalten.
Gerade dieſe wäre doch hier ſittlich und wirtſchaftlich ge
rechtfertigt!

Wenn auch das vertragliche Güterrecht ſeine gewiſſe
ſoziale und geſchichtliche Bevechtigung hat, ſo kann es doch
die Wege zu einer Reform weder ebnen, noch verſperven,
denn es verträgt ſich nicht mit dem Gedanken der Gleich
berechtigung der Geſchlechter Sonach iſt die Reform des Ge

örterungen darüber fanden ihren Gipfelpunkt in ihrer Be
Handlung auf dem Deutſchen Juriſtentag in Heidelberg.
Dort wurde zur Diskuſſion geſtellt, welche Richtliniey für
die zukünftige Geſtaltung des ehelichen Güterrechts aufzu
ſtellen ſeien. Die Referenten waren über das Ziel einig: l.
Beſeitigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes
am Vermögen der Frau und 2. Beteiligung der Frau an
dem während der Ehe errungenen Vermögen. Ueber den
Weg allerdings gingen die Anſichten auseinander. Es iſt
aber müßig, augenblicklich über den Weg zu diskutieren, weil
die Geſetzesvorlage erſt die gegebene Grundlage bilden wird.
Wir wollen nur das Ziel zeigen. Die Verhandlungen hatten
das Ergebnis des nachſtehenden, von der Vollverſammlung
des Juriſtentages angenommenen Beſchluſſes: „Als künf
tiges geſetzliches eheliches Güterrecht empfiehlt ſich die Güter
trennung in Verbindung mit einer Beteiligung beider Ehe
gatten an der Errungenſchaft. Eheverträge ſind wie bis
her zuzulaſſen.“ Jn Bezug auf die Reform der Schlüſſel
gewalt der Frau und ihre Verpflichtung zur Arbeits leiſtung
im Erwerbsgeſchäft des Mannes ſtellte der Kongreß die
Forderung auf, daß der Frau die Schlüſſelgewalt nur mit
vorheriger vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung entzogen
werden kann. Die im Bürgerlichen Geſetzbuch enthaltene
Verpflichtung der Frau, im Geſchäft des Mannes mitzu
arbeiten, ohne daß ihr dafür eine Vergütung zugebilligt
wird, iſt ungerecht und entſpricht nicht mehr den heutigen
Verhältniſſen. Nach den Vorſchlägen des Juriſtentages ſoll
die Frau zur Hilfe im Erwerbsgeſchäft des Mannes nur ver

nicht zu trennen iſt, z. B. bei keinbäuerlichen Betrieben;
oder, wenn zur Zeit der Eheſchließung das Geſchäft beſtand
und den Umſtänden nach anzunehmen iſt, daß die Ehe mit
beiderſeitiger Rückſicht auf die zu erwartende Hilfe der Frau
geſchloſſen wurde; ſchließlich, wenn das Erwerbsgeſchäft
ſpäter übernommen wurde und den Umſtänden nach der
Beginn des Geſchäftes unter Mithilfe der Frau als der
ſachgemäße Weg zur Ernährung der Familie ſich dar
ſtellt.

Die Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentages in
Heidelberg (1924) ſind eine brauchbare Grundlage für die
Reform des Geſetzes Bei der Ausarbeitung des Entwurfes
wird ſie das Reichsjuſtizminiſterium beſtimmt nicht über
ſehen. Durch den Willen, die Geſetzesvorlage bald vor die
geſetzgebenden Körperſchaften zu bringen, hat ſich Reichs
juſtizminiſter Koch Weſer den Dank derer erworben, die die

Reform als unvermeidbar begrüßen.

licht, in dem es u. a. heißt, daß jeder Tag neue Beiſpiele
liefere, „wie unter dem Schutz der Jmmunität Landes
verrat und andere gemeine Verbrechen von den Erwählten
des Volkes friſch und munter begangen werden dürfen, un
bekümmert um Geſetze und Richter, deren Arme nur die
Fememörder erreichen, die ſich fürs Vaterland einſetzen

Es iſt doch geradezu zum Sprichwort geworden: Um
Miniſter werden zu können, muß man im Zuchthaus ge
ſeſſen haben, mindeſtens dafür reif ſein.

Der Oberpräſident der Provinz Niederſchleſien hat als
Antwort auf dieſe prinzlichen Unverſchämtheiten Unter
Hinweis auf den 8 21 des Republikſchutzgeſetzes den
„Guhrauer Anzeiger“ für vier Wochen verboten.

Wir können uns nicht erinnern, daß ſich das Prinzlein
Lippe vor zehn Jahren, damals, als Mut dazu gehörte,
laut gemacht hätte.

9

Nachdem der Verlag des Guhrauer Anzeigers, der
wegen eines pöbelhaften Angriffs des Prinzen Wilhelm zu
Lippe auf die Republik verboten worden war, erklärt hat,
daß er den Artikel mißbillige, bedauere, und verſprochen hat,
daß derartige Vorkommniſſe ſich nicht wiederholen werden,
iſt die Dauer des Verbots abgekürzt worden.

Zinsfreiheit der Gehaltsvorſchüſſe!
Der preußiſche Finanzminiſter HöpkerAſchoff teilt dem

demokratiſchen Abgeordneten Barteld Hannover auf eine
Eingabe wegen des Verlangens von Zinſen für Gehalts

vorſchüſſe durch Schreiben vom November
1928 mit daß bei der Gewährung von Gehalts
vorſchüſſen fortan Zinſen nicht mehr angefordert werden.
Soweit bis jetzt in vereinzelten Fällen Verzinſung an
geordnet war, ſei dieſe mit Ablauf des Monats Oktober
1928 eingeſtellt.

ebenſowenig, wie die zufolge des Todesfalls eines der Ehe

Mannes tätigen Frau ſollen die Einnahmen des Geſchäftes

ſetzes unausbleiblich. Jhre Probleme ſind vielſeitig. Die Er
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Sinn für geſchichtliches
Schickſal

Meinecke über die Republik
zu ſel Ueber den 10. Jahrestag der Republik iſt viel geM ihn ſchrieben und geſprochen worden, und die Rechtspreſſe hat es

vor allem nicht nehmen laſſen, die Schimpfkanonaden
wieder loszulaſſen, die wir nun ſeit einem Jahrzehnt von

ihr gewohnt ſind. An ſolchem Jahrestag ſoll man auf
einen Mann hören, der über Jntereſſen und Parteien hin

ſhlo v aus die Dinge von hoher Warte beſteht.
n Friedrich Meinecke, der berühmte Hiſtoriker,

wer hat ſich in der „Kölniſchen Zeitung“ zu dem Ende der
es de Monarchie geäußert und er ſchreibt u. a.: „Die alte Bis

marckſche Monarchie war unter allen Umſtänden nicht mehr
J möglich, ſie war ſchon vor dem 9. November zerſtört, ſie
Fwar aus den Fugen gegangen ſchon im Juli 1917, als

der Kaiſer einem fremden, in der Verfaſſung nicht vorge
n ſehenen Willen ſich beugen und Bethmann entlaſſen mußte,Geſchäft nd ſie war auch ſtaatsrechtlich ſchon umgebildet zur parla

mentariſchen Monarchie durch die Reformen der Regierung
S Prinzen Max, die unter dem gebieteriſchen Zwang

der Lage erfolgt waren. Der politiſch entſcheidende Ver
aſſungsumbau iſt, wie Bredt in ſeinem großen Gutachten

ne gewif über den Reichstag im Weltkrieg ganz richtig ausführt,
inn es e 9. November erfolgt, und durch dieſen kamen

eigentlich nur noch die republikaniſche Spitze und dasder Clei Frauenwahlrecht hinzu

en de C Gewiß würde auch die parlamentariſche Schatten
i Die n narchie, die durch eine Regentſchaft inauguriert worden
ihrer W pare, unwägbare Werte der Tradition erhalten und die
Hidelber Kluft zwiſchen alter und neuer Zeit, die uns in den
ine ſkhten zehn Jahren ſo entſetzlich viel zu ſchaffen gemachthts auf d vermutlich gemildert haben. Aber an reaktionären Vel

würhel einig hitäten und Zuckungen würde es auch unter ihr nicht ge
es Manne fehlt haben. Ein ſo gewaltiges geſchichtliches Lebeweſen wie
r Frau a die alte preußiſchdeutſche Militärmonarchie, ſtirbt eben nicht

er da mit einem Schlage Wer aber mit uns der Meinung iſt,
der G daß ihr ſchicſalhafter Tod durch keine Macht der Welt mehr

a uwenden war, muß ſeinen Blick entſchloſſen auf die
ilden wirdneuen Ufer richten, auf denen wir unſer neues Leben aufzu

ngen hatte hauen begonnen haben

rſammlig Da erſte Jahrzehnt der deutſchen Republik hat uns
„Als kün gewiß nicht viel Sonnenſchein gebracht. Aber kindiſche Ver
die Glte blendung wäre es, die Republik für den Druck der Sieger
beider E mächte verantwortlich zu machen. Und was wir im Innern
d wie bin Hader und Zwietracht erlebt haben, rührt zum großen
G Shlüſſe Teil daher, daß die Anhänger der alten Ordnung nicht
eitsleiſtun Entſagung und Einſicht genug gehabt haben, um ehrlich
ongreß di mitzuarbeiten am Aufbau eines alle Klaſſen miteinander
ilt nur m verſöhnenden nationalen Staatsweſens. Steht es denn nicht
ng entzoge ſo, daß erſt durch den Wegfall der Dynaſtien das alte
enthalteſ Treitſchkiſche Jdeal des Einheitsſtaates, um deſſen Verwirk

nes mitzi lichung wir uns jetzt ſo bemühen, möglich geworden iſt?
zugehiliß Die Anhänger des Alten, und nicht nur ſie, beklagen

n heutig Verluſt unſerer Macht. Auf die machtpolitiſch-kriege
ntages ſiſchen Methoden der alten Zeit entſchloſſen zu verzichten, iſt
e nur be lich das Gebot der geſchichtlichen Stunde Aber Macht
S ch für den Staat der Völkerbundsära unentbehrlich
Betriebe Würde uns nicht gerade der Einheitsſtaat mit freier Selbſt

jäft beſtaf berwaltung ſeiner Glieder auch wieder mächtiger machen
ie Che m können Und würde die Republik der Weimarer Verfaſſung
e der r nicht auch dadurch mächtiger werden, daß ſich alle Schichten
erbsgeſch und Parteien einmütig und freudig zu ihr bekennen Der
nach d M November lehrt uns, Sinn für geſchichtliches Schickſal
un als n üben. Volentem fata dueunt.“

h dae Ein merkwürdiger „Rathenau-Bund“
enkages

r d Völkiſches Schwindelunternehmen.e Zugleich mit der „WaltherRathenau-Geſellſchaft“ in
mit be BerlinGrunewald die der Fortführung der ethiſchen Ar
d vor d veit Rathenaus gewidmet iſt und hervorragende Perſön

gei lichkeiten aus den verſchiedenen Lagern zu ihren Mitglie
den zahlt, hat ſich in Leipzig, Sudſtraße 99 ein Ra

e thenauBund“ als eingetragener Verein aufgetan, bei dem
a es ſich offenbar um den Verſuch handelt, unter dem Schein
der Rathenauverehrung Verwirrung zu ſtiften und aus dem
e Weiſpi Zuſammenhang geriſſene Stellen aus den RathenauSchrif
it Lande ten gegen den heutigen Staat auszuſpielen. Als Haupt
Erwähl fund verſendet der Bund ein Zitat, wonach Rathenatz
dürfen die Verfaſſung „armſelig“ und „ideenlos“ nennt. Dieſe
e nur d Worte ſind entnommen aus der während der Verfaſſungs
inſehen. kämpfe geſchriebenen und Anfang Oktober 1919 erſchienenen
arden Schrift „Die neue Geſellſchaft“. Jm Zuſammenhange ergibt
hthaus ſich aber ein vollig anderes Bild. Rathenau hat ſich nie

mals, auch hier nicht, gegen den Uebergang zur Republik
en hat und Demokratie ausgeſprochen. Jm Gegenteill Wenn er
n die neue Verfaſſung bei ihrer Entſtehung ge
c i kentlich kritiſterte, ſo tat er dies, weil ſie auf

wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiet ſeinen weitergehenden
Prinz Wünſchen nach neuen Geſtaltüngen nicht genügte, und weil

u gehört er die Kompromißformeln ſowohl hierin wie über das Ver
hältnis von Reich und Ländern ungenügend fand. (Ueber
Republik und Demokratie ſagt Rathenau dagegen an der
ſelben Stelle, daß das deutſche Volk wenn es ſchon vor
dem Kriege Selbſtrerwaltung und Selbſtbeſtimmung gehabt
hätte, eine geſunde und ſtetige Politik hätte führen und
Unbeneidet das Vertrauen der Welt hätte genießen können.
Ein unerhört bewaffnetes und gefährliches Kriegsſchiff
dagegen, mit ruckweiſen Bewegungen und von einem un
kontrollierbaren ſouveränen Liebhaberkapitän geleitet“, hätte
die geſamte Welt gegen ſich vereinigt. Dieſe Worte ver
ſchweigt der Rathenaubund.

Auch in Eingaben an die Reichsbehörden verſucht der
ſucht der Rathenau Bund ſich unter dem Scheine der Ver

ehrung für Rathenau auf Worte aus Rathenaus Schriften
für Anträge zu berufen.

S

S S

S SS

Hugenbergs Vormachte Stellung
Das deutſchnationale Partei-Statut.

Wie in unterrichteten Kreiſen derlautet, ſind innerhalb
Der deutſchnationalen Oppoſition gegen Hugenberg in den
letzten Tagen erneut ſtarke Bedenken gegen die Vormacht
Kellung Hugenbergs aus dem Grunde laut geworden, weil

das deutſchnattengle Parteiſtacut die i ene tie
mung enthält, daß der Parteidorſtand nicht nur die Beine
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liſte der Deutſchnationalen beſtimmt, ſondern daß er auch
das Recht hat, auf den Wahlkreisliſten jede zweite Stelle,

Daalſo den zweiten, vierten und ſechſten Platz zu beſet en.

partei u

mit iſt ür e ren F. rer wie u enkerg e ehgenle t e ehen,
bei kommenden Wahlen die eigen perſont ene de
Reichstag zu bringen, die gewillt oder genötigt ſind auf
Biegen und Brechen mit dem Herrn über Film und Preſſe
zuſammenzugehen.

Von Dr. Reinold Jßberne
Daß unter den ſchlimmen Folgen des Weltkrieges der

ſogenannte Mittelſtand, alſo die ſelbſtändigen Elemente
in Handwerk, Eewerbe und Kleinhandel, auch heute noch
ganz beſonders leidet wer wollte das leugnen Es iſt
daher auch ſehr wohl verſtändlich, daß die Anhörigen des
Mittelſtandes, die den Druck der finanziellen Anforderungen
von Reich, Staat und Cemeinden in vollem Umfange zu
tragen haben, die von der Notlage aller Einzelwirtſchaften
fo fühlbar mitgetroffen werden, verſtimmt, verärgert, ver
bittert ſind und dringend nach Rettung aus einem auf die
Dauer unhaltbaren Zuſtande Umſchau halten. Ueberaus
bedauerlich aber iſt es, daß die beteiligten Kreiſe in nicht
geringem Umfange falſchen Lockungen ihr Ohr geliehen
haben und Rettung von einer Partei erhoffen, die rück
ſichtsloſeſten Materialismus predigt, den Staat zwar nicht
leugnet, aber jede Staatspolitik als nebenſächlich behandelt,
die infolgedeſſen auch kein wirkliches politiſches Programm
beſitzt, ſondern alles Heil von der Durchführung eines
vein mittelſtändleriſchen Programms erwartet. Dieſe Gruppe,
die Wirtſchaftspartei oder Reichspartei des deutſchen Mittel
ſtandes, hat bei den letzten Reichstagswahlen nicht geringen
Zulauf geſfunden, da ſie mit Verſprechungen nicht gekargt
und jedem liebenswürdig zum Munde geredet hat: mit ihren
rund 1,4 Millionen Wählern und ihren 23 Reichstags
mandaten ſtellt ſie die einzige „bürgerliche“ Partei dar, die
bei den letzten Wahlen einen namhaſten Stimmenzuwachs
zu verzeichnen hat.

Dieſen Erfolg verdankt die Wirtſchaſtspartei zum gro
ßen Teil ihrer Agitation, die bewußt bei den Handwerkern
und Kleinkaufleuten die Vorſtellung zu wecken ſucht, als ſei
es möglich, unter Außerachtlaſſung aller anderen Faktoren
wirtſchaftlicher und politiſcher Art lediglich dem Mittelſtande
ſeine Exiſtenz dauernd zu ſichern. Der Führer der Wirt
ſchaftspartei, Abgeordneter Drewitz, hat dies einmal ſo
formuliert: „Die Mittelſtändler wollen nicht eine Partei
ſein, die allen Schichten der Bevölkerung gerecht wird, ſon
dern die, das bekenne ich offen und ehrlich, in erſter Linie
dem Mittelſtand dienen ſoll.“ Von dem Staat als der
Grundlage aller Wirtſchaft. und Politik iſt bei der Mittel
ſtandspartei recht wenig die Rede, obwohl gerade im Laufe
der letzten Jahre auf Grund der inzwiſchen gewonnenen
Erfahrungen einflußreiche Führer der Wirtſchaft aus Groß
handel „Schwerinduſtrie und Bankweſen, die der Wirtſchaſt
früher am liebſten den erſten Platz im Staate zugewieſen
hätten, erkannt und es auch offen ausgeſprochen haben, daß
dem Staat immer der Vorrang und die Oberhoheit über die
Wirtſchaft. gebührt. Die Wirtſchaftspartei dagegen weiß nichts

davon, daß erſt das Vaterland kommt, dann der Beruf und
der Bürger, und daß der einzelne Stand nur gedeihen kann,
wenn es um das Ganze wohl ſteht. So vermeidet denn
dieſe Partei auch jede deutliche Stellungnahme zu den
großen ernſten Problemen der Staatsform, der Verfaſſung
des geiſtigen und kulturellen Lebens, der auswärtigen
Politik; nur das eigene materielle Intereſſe wird in den
Vordergrund geſchoben. Wie das der mittelſtändleriſche Ab
geordnete Borrmann einmal mehr wahr als ſchön aus
drückte: „Unſere Weltanſchauung beſteht in der Frage: Was
haben wir morgen zu eſſen Bei der Gleichgültigkeit
gegen den Staat und ſeine weſentlichen Aufgaben erklärt ſich
auch leicht, daß die Wirtſchaftspartei ſo oft im Reichstag
bei Beſchlüſſen über politiſche Fragen getrennt geſtimmt hat,
ſelbſt bei den lebenswichtigen Problemen, die das neue
Deutſchland kennt, ſo bei dem Locarno Vertrag und ähn
lichen Fällen. Die Führer der Wirtſchaftspartei haben dieſe
beſchämende Uneinheitlichkeit mit der Behauptung zu ent
ſchuldigen verſucht, das Auseinanderſtimmen rühre daher,
daß die Fraktion der Wirtſchaftlichen Vereinigung, zu der
die Wirtſchaſtspartei im früheren Reichstag gehörte, aus
ganz verſchiedenen voneinander unabhängigen Elementen
zuſammengeſetzt geweſen ſei, aus der Wirtſchaftspartei, den
Deutſch Hannoveranern und dem Bayeriſchen Bauernbund;
jede dieſer Parteien habe eben nach ihren Grundſätzen ge
ſtimmt. Das trifft nicht zu, denn bei vielen bedeutſamen
Abſtimmungen haben auch die Angehörigen der Wirtſchafts
partei einander widerſprochen, ſo gerade bei dem Locarno
Vertrag Ein anderes Beiſpiel von vieken: Der eine Führer
der Wirtſchaftspartet, Abgeordneter Drewitz, unterzeichnete
als Mitglied der Liberalen Vereinigung eine Kundgebung
gegen den Schulgeſetzentwurf; der andere Führer der Par
tei, Abgeordneter Dr. Bredt, erklärte ſich zur ſelben Zeit
mit dem Keudellſchen Schulgeſetzentwurf einverſtanden. Und
dann noch ein Fall: Jm Oktober 1985 veröffentlichte Abge
vrdneter Dr. Bredt einen Aufſatz, worin er unter Bezug
nahme auf die Agitation für die Fürſtenenteignung nach
wies, daß nach Artikel 153 der Reichsverfaſſung das ge
ſamte Eigentum durch einfaches Reichsgeſetz ohne alle Ent
ſchädigung entzogen werden könnte; ein paar Wochen ſpäter
aber erklärte derſelbe Abgeordnete Dr. Bredt im Reichstage,
daß der Artikel 153 eine Enteignung ohne Entſchädigung
ausſchlöſſe.

Derartige Widerſprüche hat ſich die Wirtſchaftspartei
ſchon zu Dutzenden geleiſtet. Man ſieht daran, daß bei
ihr das ſtaatliche Intereſſe wirklich nicht gut aufgehoben
iſt. Ohne Förderung dieſes Intereſſes und ohne lebhafteſte
Beteiligung an allen Aufgaben, die dem Staate zuſtehen,
aber kommt man als Mittelſtändler, dem es um ſeine Be
ſtrebungen Ernſt iſt, nicht weiter. Heute könnte allmählich
wohl jeder eingeſehen haben, daß der Staat auf die Entwick
lung der Wirtſchaſt den weiteſtgehenden Einfluß ausübt und
daß es nicht angeht, vor den ſtaatlichen Aufgaben die
Augen zu verſchließen, ſei es, weil man ſie nicht für wichtig
genug hält, ſei es auch Und dies gilt recht ſtark von
der Wirtſchaftspartei weil man durch eine klare Stel
lungnahme zu beſtimmten Problemen den einen vder den

anderen Anhänger nicht dor den Kopf ſtoßen will. Auch
wenn man das Wort, daß der Menſch nicht vom Brot allein
lebt, in dieſem Zuſammenhange außer Betracht läßt und
ſich rein an die äkonomiſchen Tatſachen hält, läßt ſich die
Bedeutung des Staates und ſeiner Funktionen auch für
die wirtſchaftliche Lage nicht verkennen

Was folgt aus alledem Daß die Geichgültigkeit der
Wirtſchaftspartei gegen die Staatspolitik unnatürlich, un
ehrlich und ſchädlich iſt. Schädlich auch im Hinblick auf
die Ziele, die die Partei zu erreichen ſucht. Staatsgeſinnung
muß gepflegt und geſtärkt werden, nicht nur aus dem
inneren Volksbewußtſein heraus, nicht nur zur Führung
einer fruchtbaren auswärtigen Politik, nicht nur zur Auf
vrechterhaltung unſerer nationalen Kultur, ſondern auch zur
gedeihlichen Pflege unſerer wirtſchaftlichen Belange. Wenn
daher eine Partei kommt, die den Anſpruch darauf erhebt,
die Intereſſen des Mittelſtandes zu vertreten, und wenn
dieſe Partei keine einwandfreien Antworten zu geben
weiß auf die Fragen: Wie hältſt du es mit der Republik, wie
hältſt du's mit der Demokratie, wie hältſt du's mit den
Reichsfarben, wie hältſt du's mit einer freiheitlichen Kul
tur? dann wird man ihr auch nicht glauben dürfen,
daß ſie imſtande iſt, die Nöte von Handwerk und Eewerbe
zu beſeitigen

Wirtſchaftspartei und Separatismus
Neue Enthüllungen.

Jm letzten Heft des von Dr. Paß her ausgegebenen
„Rheinland“ finden ſich neue Enthüllungen über die Zu

ſammenhänge der führenden Männer der Kölner Wirt
ſchaftspartei mit den Separatiſten, und zwar befaßt ſich das
Blatt beſonders mit dem Verteidiger des Dr. Limbourg,
dem Rechtsanwalt Johann Vaterrodt, dem es gelungen iſt,
im Kampfe gegen die Kölner Ortsgruphe der Reichspartei
des deutſchen Mittelſtandes die Parteizentrale in Berlin
für ſich zu gewinnen. Ueber die Art, wie ihm dies gelungen
iſt, hat die Vollkerſammlung der Ortsgruppe einen Beſchluß
gefaßt, in dem auch dem Vorſitzenden der Reichspartei des
deutſchen Mittelſtandes, dem Reichstagsabgeordneten Bächer
meiſter Drewitz ein merkwürdiges Zeugnis für ſein Ver
halten in dieſer Angelegenheit ausgeſtellt worden iſt. Dre
witz hat nicht etwa die Stellungnahme der Mitglieder der
Kölner Ortsgruppe zu den in Frage kommenden Dingen
feſtgeſtellt, ſondern er hat ſich mit der Limbourg Gruppe
in Verbindung geſetzt und dieſe Gruppe tatkräftig er
ſtützt. Es wird weiter hingewieſen auf die Haup es
Rechtsanwalts Vaterodt in ſeinem Treiben gegen mer
Orksgruppe der Wirtſchaftspartei. Jn erſter Linie handelt es
ſich um einen Herrn von Detten aus Koblenz und um
den Dr. Stein in Düſſeldorf, beide Provinziallandtags
abgeordnete und zugleich Vorſitzende ihrer Wahlkreiſe Kob
lenzTrier und Düſſeldorf-Oſt. Herr von Detten iſt z. B.
Mitglied des Preußiſchen Landtages geworden. Er iſt des
halb aus dem Staatsrat ausgeſchieden und an ſeine Stelle
Stelle iſt der vorerwähnte Rechtsanwalt Vaterrodt ge
rückt. Von dieſem Herrn von Detten wird jetzt bekannt, daß
er im Frühjahr 1923 aus dem Rhein und Ruhrſonds
175 Millionen Mark erhalten hat, eine Summe, die 15 000
Goldmark entſprechen, und die er im November 1923
mit 7 Goldmark zurückzahlte. Er wurde dann zu einer
Aufwertung von 6000 Reichsmark verurteilt, und in einem
Schiedsſpruch vom November 1927 iſt ihm ausdrücklich be
ſtätigt worden, daß er das Darlehen unter falſchen Voraus
ſetzungen erhalten habe. Die Mittel ſeien nämlich zu anderen
als den von ihm angegebenen Zwecken verwandt worden.
Jmganzen handelt es ſich hier um eine ſehr dunkle
Angelegenheit. Vielleicht täte Herr Drewitz doch als ſo
genannter Parteiführer einmal gut, ſich etwas mehr um die
Dinge zu kümmern, und dabei nicht nur die Leute um Lim
bourg und Genoſſen zu hören.

S

Kriſeleien in der Wirtſchaftspartei
Ueber die Parteikämpfe in der Wirtſchaftspartei, die

vor kurzem zum Ausſchluß der Hamburger und Kölner
Ortsgruppen führlen, berichtet die „National iberale Korre-
ſpondenz“:

„Die Urſachen des inneren Zwiſts liegen teils auf ſach
lichem, teils auf perſönlichem Cebiet. Die Wirtſchaftspar
tei hat ſich finanziell ins Schlepptau einiger Intereſſen
verbände gegeben, deren einſeitige Haltung durchaus nicht
von allen Mitgliedern dieſer Berufsgruppen, noch weniger
aber von den übrigen Anhängern der Wirtſchaftspartei
geteilt wird. Daraus entſtanden Gegenſätze. So wurde in
der Kölner Verſammlung von „Mandatsſchiebungen“ in
Mitteldeutſchland geſprochen, die zu einem Streit zwiſchen
den Abgeordneten Drewitz und Klamt geführt haben. Die
Abgeordneten Bredt und Ladendorff haben wie in der
Kölner Verſammlung der Wirtſchaſtspartei ausgeführt
wurde die Meinung ausgeſprochen, daß Drewitz nicht
der richtige Führer ſei. Beſonders wird es der Partei
leitung zum Vorwurf gemacht, daß ſie ſich an die Seite
der Herren von Detten Und Vaterodt geſtellt hat, entgegen
der Auffaſſung der Kölner Organiſation, die in der Perſon
Vaterodts wegen der Verbindung im Separatiſtenprozeß
eine Belaſtung der Partei und eine Schädigung des An
ſeſhens des Mittelſtandes erblickte. Ueber die faſt ein
ſtimmige Auffaſſung der Kölner Parteimitglieder hinweg hat
Abgeordneter Drewitz ſich auf die Seite Vaterodts geſtellt
und ſchließlich die unzufriedenen Kölner Miktelſtändler aus
ſchließen laſſen. Auf der Berliner Tagung des Partetaus
ſchüſſes der Wirtſchaftspartei ſollten die Kölner Vertreter
nicht zugelaſſen werden. Dieſe haben ſich vom Berliner
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Amtsgericht gegen eine Strafandrohung von 10 000 Mk.
das Recht zur Teilnahme erſtreiten müſſen. Trotzdem zwang
Abg. Drewitz die Kölner Herren unter Berufung auf das
Hausrecht, den Saal zu erlaſſen. Die Kölner Mitglieder
der Wirtſchaftspartei ſind aber entſchloſſen, gemeinſam mit
dem ausgeſchloſſenen Abgeordneten Klamt weiter gegen die
Willkür der Berliner Parteileitung anzukämpſen.“

Rüpel-Szenen
Enlenberg und der Januſchauer.

Der Dichter Herbert Eulenberg hat über die Hohen
Zollern eine ausgezeichnete hiſtoriſche Studie geſchrieben
Ein Buch, das den Deutſchen, die einen verzerrten Ge
ſchichtsunterricht genoſſen haben, einen wertoollen Ueber
blick über das Wirken der Preußendynaſtie gegeben haben.
In dieſem Buche hat Herbert Eulenberg auch jene Szene
ſeſtgehalten, in der der ehemalige Abgeordnete und Kammer
herr von Oldenburg Januſchau im Jahre 1910 dem Kaiſer
empfohlen hat, mit einem Leutnant und zehn Mann den
Reichstag nach Hauſe zu ſchicken. Er hat damit das ſpäter
geflügelt gewordene Wort des oſtelbiſchen Junker ins vechte
Licht geſetzt, das ſeinerzeit, als es geſprochen wurde, ſoviel
Staub aufgewirbelt hat und ſoviel Verbitterung ſchuf, daß
ſelbſt ſo königstreue Blätter wie die „Volkszeitung“ deut
lich von Herrn von Oldenburg abrückten, daß ſogar der
Kaiſer aufs peinlichſte berührt geweſen iſt. Eulenberg hat
dieſes Verhalten ſo charakteriſiert, wie man es immer
empfunden hat und hat den Januſchauer, ohne übrigens
ſeinen Namen zu nennen, einen Rüpel genannt.

Herr von Oldenburg hat viel Angriffe und man kann
ruhig ſagen, auch viel Schmähungen dieſerhalb über ſich
ergehen laſſen müſſen, und damals glatt eingeſteckt. Er
wußte wohl warum. Heute, 18 Jahre ſpäter, unter der
Republik, ſpielt der Januſchauer den Beleidigten, der ein
vepublikaniſchpreußiſches Amtsgericht darum angeht, ſeine
junkerliche Ehre zu verteidigen. Er fühlt ſich als „deutſcher
Edelmann ſchwer gekränkt. Und es gibt in der Republik
einen Richter, der die beſondere Kränkung eines „Edel
mannes“ „vor Geſetz ſind alle gleich“ zur Sühne
bringt. Herbert Eulenberg iſt verurteilt worden. Zu 200
Mark Geldſtraſe. „Jm Namen des Volkes“ zu Ehren des
ſelben Mannes, der noch ein anderes Wort zu ſeiner un
rühmlichen Unſterblichkeit geprägt hat: vor populi vor
Rindviehl Ob wohl ein königlichpreußtſches Amtsgericht einen

deutſchen Edelmann verurteilt hätte, der einen einfachen
bürgerlichen Dichter der etwa ſich die Freiheit nahm, deut
ſchen Fürſtlichkeiten ähnliche Grobheiten an den Kopf zu
werſen, wie ſie der Januſchauer gegenüber dem Parlament
gebrauchte, einen Rüpel genannt hätte?

Ein Bravo für Marſchall Foch
e wuft die „Menſchheit“!

In dem erſten Novemberheft der paßifiſtiſchen Zeit
M w. ſteht unter der Ueberſchrift „Ein

arſcholl Foch folgendes zu lefent Der

iſche K mlung Zur Verteidigung er
deutſche Militarismus, deſſen harte, ſtolze Wirklichkeit

wir nicht in Gänſefüßchen zu ſetzen wagen, iſt Glaube an
die Waſſe, iſt freudiges Bekennknis zum „Schwert ar meiner

Linken iſt eine häretiſche Religion die Religion
Preußens.

Dieſes Zitat beweiſt treffender als lange Ausführungen,
daß es ſich bei den Pazifiſten vom Schlage der „Menſch

heit nur um pathölogiſche Exiſtenzen handeln kann.

Blüten aus der „Blumengau“
In Braſilien gibt es bekanntlich größere deutſche Ko

onien, von denen die berühimnteſte Blumenau iſt. Dort
erſcheint auch eine deutſche Zeitung „Der Urwaldbote“,
der ſich in Gehäſſigkeiten gegen die Republik nie genug
leiſten kann. Die letzte Blüte aus dieſer „Blumenau“ iſt

ſolgende, die wir der Nummer vom 14. September 1928
entnehmen

„und dennoch gibt es Leute, die da ernſtlich behaup
ten, daß eine Politik Streſemanns die einzig inögliche wäre.
Streſemann, der es gewägt hat, als deutſcher Miniſter ſich
mit in die Reihe der internativnalen Finanzjuden zu
ſetzen, der es gewagt hat, im engſten Einvernehmen mit
den Todſeinden des Reiches das deutſche Nationalvermögen,
ſogar unbeweglichen deutſchen Beſitz, in fremde, jüdiſche,
Hände zu ſpielen Mit tieſſter Verachtung ſehen wir auf
dieſen ehrloſen deutſchen „Staatsmann“ herab, der dem
gemeinſten Verrat ſeine Hand gereicht hat und noch reicht.
Für dieſen Lumpen, es gibt überhaupt kein treffendes
Wort für einen ſolchen Vaterlandsverräter, eine Lanze
brechen, iſt eine ebenſo große Lumperei.“

Muß man ſich nicht für ſolche Menſchen ſchämen, die
den deutſchen Namen im Ausland ſo beſudeln?

VBölkiſche Agitationsmethoden!
Man ſchreibt uns:
In völkiſchen Zeitungen ſind in letzter Zeit wiederholt

Angrifſe gegen angeſehene Politiker erhoben worden, die
Juf einen entwendeten Briefwechſel aus dem Büro
unſeres Verbandes zurückgeführt werden.

Die erwähnten Politiker ſind von dem Verband Deut
ſcher Waren und Kaufhäuſer in ihrer Eigenſchaft als
freie Rechtsanwälte in Anſpruch genommen worden, wie
ſeit Beſtehen des Verbandes, in länger als 25 Jahren, in

notwendigen Fällen Rechtsbeiſtände konſultiert werden, um
Anfragen aus den Kreiſen der Mitglieder ſachverſtändtg und
juriſtiſch einwandfrei be antworten und in beſtimmten Fra
gen die Belange des Verbandes ſelbſt und des Einzelhandels
nach der rechtlichen Seite hin wahren zu können.

In allen ſolchen Fällen werden die in Anſpruch genom
menen Perſönlichkeiten von uns, wie das ganz ſelbſtverſtänd
lich iſt, honoriert. Der Umſtand, daß der eine oder der an
dere dieſer Rechtsbeiſtände gleichzeitig im politiſchen Leben
ſteht oder ein Abgeordnetenmandat beſitzt hindert nach der

Miniſter Apelt ſeinen Urlaub

Anſchauung alber zibiliſierten Länder nicht ſeine Jnanſpruch
nahme und beſonders dann nicht, wenn er auf gewiſſen Ge
bieten beſondere Sachlunde beſitzt. Wollte man etwa, wie
es hier geſchehen iſt, aus einer ſolchen Jn anſpruchnahme
den Schluß ziehen, daß es ſich hier um eine nicht ein
wandfrete geſchäſtliche Verbindung handele, ſo muß eine
ſolche Anſicht mit aller Entſchiedenheit als abwegig und
anmaßend zurückgewieſen werden.

Wenn bei der Veröffentlichung des geſtohlenen Brief
wechſels darauf hingewieſen wird, daß ſeitens des geſchäfts
führenden Vorſtandsmitgliedes des Verbandes Bedenken
über die Höhe der Honorarforderung geäußert wurden, ſo
war dieſes einzig und allein eine interne Angelegenheit, die
nur die direkt Beteiligten angeht, und den Zwes hatte, den
Vorſitzenden des Verbandes auf eine größere finanzielle Be
laſtung hinzuweiſen

Natürlich muß es jedem Anwalt überlaſſen bleiben,
das Honorar für ſeine Benühungen ſo zu ſtelle daß ſeine
Leiſtung angemeſſen abgegolten wird, und es wird ſich jeder
Anwalt hülen, Ueberforderungen zu ſtellen, weil er gewärtig
ſein muß, in ſolchen Fällen in Konflikt mit ſeiner Stan
desvertretung zu kommen. Wir haben uns auch nachträglich

überzeugt, daß die Höhe des Honorars, gemeſſen an den
anwaltlichen Leiſtungen der Rechtsbeiſtände, berechtigt war.

Es iſt unter keinen Umſtänden auch nur in einem
einzigen Falle irgendetwas geleiſtet oder von unſerer Seite
gefordert worden, das mit dem ſtrengſten Maßſtab gemeſſen
nicht die volle Unabhängigkeit des Politikers und des
Juriſten gewahrt hätte.

Bei jedem Schriftwechſel, der die Verbindung Herge
ſtellt hat, iſt aber daher auch von Anfang an ausdrücklich die
Forderung und die Zubilligung völliger Unabhängigkeit
als Juriſt und Politiher gewährleiſtet worden.

Anmt. d. R. Zu Bedauern iſt, daß auch die Zeit
ſchriften und Zeitungen der mittelſtänderiſchen Organiſa
tionen, das Material der Völkiſchen vhne Prüfung
übernbmmen haben.

Politiſche Notizen
Sächſiſches Jnnenminiſteriunt und Rrichsbauner

Während die ſächſiſche Regierung Beamten zur Deil
nahme an dem Deutſchen Sängerfeſt in Wien und an dem
Deutſchen Turnfeſt in Köln bis zu vier Tage Urlgub ohne
Anrechnung auf den Erholungsurlaub gewährte, hat ſie
nach dem Berliner Tageblatt“ auf ein Geſuch aus
Kreiſen der dem Reichsbanner SchwarzRot Gold angehören
den ſächſiſchen Staatsbeamten um die gleiche Vergünſtigung
anläßlich der Bundesverfaſſungsfeier des Reichsbanners in
Frankfurt am Main den Beſcheid erteilt, daß dem Erſuchen
nicht ſtattgegeben werden könne, da „es wegen der unver
meidbar eintretenden ſehr zahlreichen Berufungen nicht an
gängig ſein würde, die Beamten über den regelmäßigen Ur
laub hinaus zu Veranſtaltungen politiſchen Charakters zu
beurlauben.“ Wie die „Dresdner Volkszeitung“, die den
Vorgang mitteilt, hinzuſetzt, hat man in dieſem von dem
Demokraten Profeſſor Dr. Apelt bekleideten Miniſterium

mit der Erledigung des Geſuches ſolange gewartet. bis
angetreten hatte. Erſt ſeinem

Stellvertreter iſt dann das Geſuch zur Beantwortung vor
gelegt worden, und dieſer Stellvertreter war der Wirt
ſchaftsminiſter Dr. Krug von Nidda und von Falkenſtein,
der der Deutſchnationalen Partei angehört. Es wird Sache
des Landtages ſein, eine Unterſuchung über dieſen ſonder
baren Vorgang zu fordern.
Gegen Mißbrauch ver Jmmunität.

Dem Mißbrauch der parlamentariſchen Jmmunität, na
mentlich durch völkiſche und kommuniſtiſche Abgedrdnete,
die als verantwortliche Redakteure Beleidigüngen politiſcher
Gegner in ihren Parteiblättern decken, ſoll ein Ende ge
macht werden. Erſt kürzlich waren bei einer Diskuſſion
im Reichsberband der Deutſchen Preſſe der deutſchnativnale
Abgeordnete Paul Baecker und der Reichstagspräſident Löbe
darin einig, daß dem Mißbrauch Einhalt getan werden
müſſe. Die ſozialdemokratiſche Land tagsfraktion hat be
ſchloſſen, künftighin dafür einzutreten, daß bei Abgeord
ordnelen, die als verantwortliche Redakteure Beleidigungen
Andersgeſinnter decken, die Jmmuniktät aufgehoben wer
den ſoll. Das bedeutet einen Bruch mit der bisherigen
Uebung und wird wohl dazu fühvren, daß der Abgeordnete
gls verantwortlicher Redakteur bald eine Seltenheit ſein
wird.
Jnterfraktioneller
Landtag.

Nach Verhandlungen mit den bürgerlichen Fraktionen
des im Mat gewählten Preußiſchen Landtages hat
ſich im Preußiſchen Landtag ein in ter fraktioneller
Handwerker aus ſchuß gebildet, dem ſolgende Ab
geword nete angehören: Malermeiſter BaherWäaldenburg,
Schornſteinfegerobermeiſter Conradt, Ehrenobermeiſter
Knie ſt, Schneidermeiſter Kohrt, Friſeurobermeiſter Kölges
und Schloſſerobermeiſter Mohrbotter.

Ausban der pädagogiſchen Akademien.
Jn den nächſten Jahren wird das Preußiſche Kultus

miniſterium planmäßig den Ausbau der pädagogiſchen Aka
demien als den neuen Lehrerbildungsanſtälten ausführen
Der kommende preußiſche Haushalt ſieht die Einrichtung
von vier Akademien vor. Es beſteht weiterhin die Abſicht,
zu Oſtern 1930 Lehreragkademien u. a. in Altona und
Göttingen einzurichten.
Neuer Preſſereſerent im Kultusminiſterinm.

Jn die Preſſeſtelle des Kuluts miniſteriums iſt vom
Kultusminiſter Becker an Stelle des gusſcheidenden Preſſe
referenten Dr. Benecke, der als Beigeordneter des Städte
tages die Preſſeſtelle dieſer Organiſation übernimmt, Dr.
Grimme vom Kultusminiſterium ernannt worden. Dr.
Grimme war früher beim Provinzialſchulkollegium in
Magdeburg und zuletzt in der Kulturpolitiſchen Abteilung
des Miniſteriums beſchäftigt.

Handwerkerausſchuß im Preußiſchen

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
Druck: Buchdruckerei Weniger Co. G. m. 6. H. Deſſau,

Poſtſtraße 9.

Bezirk Halle
Halle. Feier des zehnjährigen Beſtehen

der Deutſchen Demokratiſchen Partei
Sonnabend, dem 1. Dezember, 8 Uhr abends, im Kon
haus „Hofſäger“ Feſtfolge: 1. „Titanen Marſch 2 Ja
taſie a. d. Oper „Carmen“. 3. Fantaſie a. d. Oper Tann
häuſer“ 4. Vorſpruch. (Herr Patry). 5. Ouvertüre
Oper „Das goldene Kreuz“. 6. Gedenkrede (Herr Juſtigt
Herzfeld). 7. Gemeinſamer Geſang Deutſchlandlied. 8.
gariſche Tänze. 9. „An der Weſer“ 10. Künſtleriſche Da
bierungen (Herr Herlt, Mitglied des Stadttheaters)
Hudertüre „Orpheus in der Unterwelt 12. Goldregen
Walzer. Anſchließend Tanz Eintrittspreis 50 Pfennige
Gäſte können eingeführt werden.

Halle. Donnerstag, den 22. November, abends Il
in Mars la Tour (Gr. Ulrichſtr. 10) Mitglie dere Ver
ſammlung Herr Dr. Berge rMerſeburg, hält en
Lichtbildervortrag über Mitteldeutſchland auf de
Wege zur Einheit Der Vorſtand iſt überzeugt, daß die
aktuelle Thema alle Mitglieder ſtark intereſſieren wird.
bittet um Zahlreiches und pünktliches Erſcheinen

Halle. Die Vorſtände der Kreisvereine werden von d
in Eisleben beſtehenden Gruppe der Jungdemokraten M
regungen zur Aufnahme und Förderung der Organiſativ
Unter der demokratiſch eingeſtellten Jugend erhalten. D
geſchäftsführende Vorſtand begrüßt dieſes Vorhaben
Jungdemokraten und bringt ihm volles Intereſſe entgeg
Er erſucht die Vorſtände der Kreisvereine um ein glei
Verhalten und erwartet daß alle Kreisvereine die
ſtrebungen der jungen Freunde nach Kräften unterſtütßz
und fördern, denn die Frage „Wie organiſierten wir dir
Jugend“ iſt für die Partei eine Hauptfrage. bollten.

Halle. Die Parteigeſchäftsſtekte in Halle kann
dem wertvollen Buche unſeres Parteivorſitzenden, Reich
tagsabg. Erkelenz, Zehn Jahre Deutſche Republik
noch eine beſchränkte Anzahl Exemplare zum Vorzug
preiſe von je 6 Mk. abgeben. Die Geſchäftsſtelle bitte
Um baldige Aufgabe von Beſtellungen, da der Vorzugere
nur ſoweit gilt, wie der Vorrat reicht. eHalle. Friedrich Naumann Bund. Unſere nächſte groſ

h

Werbeverſammlung findet am 29. November 20 (8) Uhr

Front lautet das Thema unſeres Bundesführers
Kallmann Berlin. Wir erwarten zu dieſer wich
Veranſtaltung das reſtloſe Erſcheinen aller Mitglieder

MiniſterHuerſurt. Verſammlung der Ortsgruppe mit Fraue Not e

Die Verſammlung iſt mit einer Gedenkſeier des 10fährige gen ein
Beſtehens der Partei berbunden. Den Vortrag hat der nete iſch ge
eingeſtellte Parteiſekretär Dr. Liebig übernommen gefä

Delitzſch Die Ortsgruppe veranſtaltet eine Gede walition
des 10ährigen Beſtehens der Partet. Den Vortrag he h
ſchäftsführer Dornblüth. Pandel

Gräſenhainichen. Eine Veranſtaltung zur Grü
einer Ortsgruppe iſt in Vorbereitung. Geſchäftsfül
Dornblüth hat ſein Erſcheinen zugeſagt.

Weißenſels. Am Fvreitag, dem 23. Norember, abend feitig erſt
8. Uhr, ſpricht in den oberen Räumen des Stadttheater
Lehrer W. Kretzſchmar, Uhlſtädt, über das Thema „Wie ſiel

es auf den deutſchen Heldenfriedhöfen in Belgien und Fran
reich aus“. Der Reſerent, welcher in dieſem Jahr Belgien das g
und Frankreich dreimal bereiſte und 186 Friedhöſfe beſucht ſageta
iſt bereit, vor und nach dem Vortrage Auskünfte koſten h
los an Hinterbliebene zu erteilen. la en

Weißenfels. Der von der D.D. P. am Montag i die
Stadttheater veranſtaltete Vorkragsabend war von Milfe dten
gliedern und Gäſten ſehr gut beſucht. Nach Erbffnun üngenge
der Verſammlung durch den Vorſitzenden, Lehrer Schneihyſen
der, und Bekanntgabe einiger geſchäftlichen Mitteilunge ſheft m
nahm Stadtkämmerer Dr. Geiger das Wort zu ſeine khſt, den
Vortrag über Steuerfragen der Stadt Weißenfels Je Vate
formvollendeten, mit reichhaltigem Zahlenmaterial belehn Kreu
ten Ausführungen entwarf der Redner ein Bild der fina her Kan
ziell ſchwierigen Lage der Stadt und die Urſache derſelbe denen
Wichtige Auſgaben, wie Wohnungsbauten, mußten in An eſſſt
griff genommen werden. Schulen und Wohlfahrtseinrid hat g
kungen belaſten den Haushalt der Stadt viel ſtärker hin m
es der nur langſam folgenden Finanzkraft gelang, Mittel z ſtetige
Deckung der Ausgaben aufzubringen. Um den Zuſchußbeda heben
zu beſchaffen, iſt die Stadt deshalb genötigt, die Reg hen
ſteuern aufs höchſte anzuſpannen. Der Redner beſchäftig e
ſich, nachdem er die Steuerzuſchläge anderer Städte m ln
denen von Weißenfels verglichen, eingehend mit der Frat ühten
des Steuer und Laſtenausgleiches. Lebhafter Beifall folg de dir
den intereſſanten eineinhalbſtündigen Ausführungen de ähalh g
Redners Nachdem der Vorſitzende dem Referenten de übſale,
Dank ausgeſprochen hatte, folgte eine lebhafte und anregend ded

Ausſprache dnttè ne e en t t angeerle dir zwei Wörtchen einprägsam n

an kreg in
hdeſe

e
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Programmdas beste
Die größte Funſezeitschriftl bringt wöchentlich alle aus
führſiehen Programme der in- und ausländischen Sender

Heſt 50 Pf., Monatsbezug RM 2. Man bestellt beim Postamt
od. einer Buchhandlung Probeheft umsonst vom Verlag Berlin N24
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